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1 Einleitung 

Wenn es um die Arbeitswelt geht, spielen derzeit wenige Themen in der öffentli-
chen, aber auch wissenschaftlichen Debatte eine so große Rolle wie die beiden 
Beschäftigungsformen Leiharbeit1 und Werkverträge. Diese Arten der Fremd-
personalnutzung gelten als wachsende Bereiche: Die Zahl der Leiharbeitneh-
mer/-innen ist im langfristigen Vergleich mit hoher Dynamik gewachsen und lag 
in Deutschland zuletzt (Stand: Juni 2016) bei 1,006 Millionen Beschäftigten 
(Bundesagentur für Arbeit 2017). Zugleich gewinnt der Einsatz von Werkverträ-
gen an Bedeutung und ergänzt Leiharbeit im Betrieb. Grundsätzlich sind Werk-
verträge eine durchaus etablierte Form der Auslagerung von Tätigkeiten 
und/oder Produktionsschritten. Neu ist jedoch, dass Unternehmen Werkverträge 
mittlerweile häufig auf Dauer abschließen und solche Werke zukaufen, die bis-
her zu ihrem eigenen Kernbereich gehörten. Die Aufträge werden dabei durch 
Werkvertragsunternehmen mit wiederum eigenem Personal verrichtet. Zudem 
erfolgt die Erstellung der Werke nun oftmals „onsite“, also nicht nur auf dem 
Betriebsgelände, sondern zum Teil auch an den Arbeitsplätzen und Maschinen 
des beauftragenden Unternehmens (Hertwig et al. 2015a; Klein-Schneider/Beut-
ler 2013). 

Im Fokus der vorliegenden Arbeit steht die betriebliche Mitbestimmungssi-
tuation der Arbeitnehmer/-innen der genannten Beschäftigungsformen Onsite-
Werkvertragsarbeit und Leiharbeit. Bisher wird im Zusammenhang mit Leih- 
und Werkvertragsarbeit einerseits der wachsende Bedarf an Flexibilität seitens 
der Unternehmen diskutiert, der sich aus der zunehmenden wirtschaftlichen Glo-
balisierung und damit verbundenen Notwendigkeit von Wettbewerbsfähigkeit 
ergibt (Bellmann et al. 2013). So werden durch den Einsatz von Fremdpersonal 
sowohl die numerische, als auch die funktionale Flexibilität erhöht und zugleich 
Lohn- und Transaktionskosten eingespart (Nienhüser/Baumhus 2002). Anderer-
seits stehen die damit einhergehenden Beschäftigungsbedingungen von Leih- 
und Werkvertragsarbeit im Zentrum der Debatte. Dabei werden in der arbeitsso-
ziologischen Forschung die Prekaritätsaspekte dieser Beschäftigungsformen fo-
kussiert. Zahlreiche Untersuchungen bescheinigen Leiharbeit diverse Benachtei-
ligungen im Vergleich zum sogenannten Normalarbeitsverhältnis, die sich unter 
                                                           
1 Im Folgenden wird ausschließlich der Begriff Leiharbeit verwendet, der synonym zu den 

ebenso üblichen Begriffen Arbeitnehmerüberlassung und Zeitarbeit ist.  

© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2018
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anderem auf die Entlohnung, Beschäftigungsstabilität und soziale Sicherung 
beziehen (vgl. beispielsweise Brehmer/Seifert 2008; Dütsch 2011; Jahn/Pozzoli 
2013). Auch für Werkvertragsbeschäftigte wird hervorgehoben, dass diese bran-
chenübergreifend tendenziell unter schlechteren Bedingungen arbeiten und ge-
ringere Löhne als Stamm- und Leiharbeitskräfte beziehen (vgl. zum Beispiel 
Obermeier/Sell 2016; Siebenhüter 2014). Nicht zuletzt stehen Werkverträge auch 
deshalb im Lichte der Öffentlichkeit, weil Unternehmen verdächtigt werden, sie 
mithilfe von „Scheinwerkverträgen“ systematisch zum Zwecke des Lohndum-
pings zu missbrauchen (Hertwig 2016: 77).  

Entsprechend stehen Leih- und Werkvertragsarbeit vergleichsweise weit 
oben auf der politischen Agenda: Im Juni 2016 einigten sich die Koalitionspar-
teien SPD und CDU/CSU auf das von Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles 
vorgeschlagene „Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
und anderer Gesetze“. Das Gesetz trat am 1. April 2017 in Kraft und sieht zur 
Bekämpfung des Missbrauchs von Leiharbeit und Werkverträgen unter anderem 
die Einführung einer Equal Pay-Regelung nach neun Monaten für Leiharbeit-
nehmer/-innen sowie eine Überlassungshöchstdauer von 18 Monaten vor. In 
Bezug auf Werkverträge ist ein Verbot für Arbeitgeber/-innen vorgesehen, 
Scheinwerkverträge nachträglich durch die Vorlage einer Verleiherlaubnis als 
Leiharbeit zu deklarieren. Ebenso enthält das Gesetz eine Klarstellung der In-
formationsrechte von Betriebsräten in Entleihbetrieben (BGBl. I 2017).  

Das Gesetz weist damit auf einen zentralen Aspekt der Debatte hin: Die 
Fragmentierung der Belegschaften – und damit die Auflösung eines einheitlichen 
Betriebs – stellt die (betriebliche) Mitbestimmung vor eine doppelte Heraus-
forderung. Die Gewerkschaften stehen vor der Aufgabe, Leih- und Werkver-
tragsarbeitnehmer/-innen zu organisieren und die Arbeitsbedingungen mithilfe 
von Tarifverträgen zu regulieren, um die Ausbreitung prekärer Beschäftigungs-
verhältnisse einzudämmen. Die Betriebsräte sehen sich in den Einsatzbetrieben 
veränderten Belegschaftsstrukturen gegenüber, die nicht mehr nur aus Stammbe-
schäftigten, sondern zunehmend auch aus Randbelegschaften bestehen. Während 
allerdings in Bezug auf Leiharbeit in der Vergangenheit diverse Reformen des 
Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) erfolgten, die den Handlungsspielraum 
der Einsatzbetriebsräte bedeutend erweiterten, sind für Werkverträge hingegen 
bislang keine weitreichenden Neuerungen in Kraft getreten (Barlen 2014).  

Dem Umgang der Einsatzbetriebsräte mit Leih- und Werkvertragsarbeit 
wird seitens der Industrial Relations-Forschung seit einiger Zeit große Aufmerk-
samkeit gewidmet. Dabei wird hervorgehoben, dass Betriebsräte zwar für das 
Thema Leiharbeit mittlerweile sensibilisiert sind, allerdings ihre Handlungsmög-
lichkeiten nicht immer ausschöpfen (Artus 2014; Promberger 2012; Wasser-
mann/Rudolph 2007). Für Werkverträge hingegen besteht – so die übereinstim-
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menden Ergebnisse – eine Regelungslücke. Die Betriebsräte in den Einsatzbe-
trieben sind dazu gezwungen, sich in dieses neue Themenfeld einzuarbeiten und 
(trotz fehlender, rechtlicher Möglichkeiten) Handlungsstrategien zu entwickeln 
(Hertwig et al. 2016; Koch 2012; Siebenhüter 2013). Diskutiert wird in diesem 
Kontext auch, ob mit dem Ende des – hinsichtlich der Belegschaften – einheitli-
chen „Normalbetriebs“ und dem gleichzeitigen Aufkommen von Betriebskonglo-
meraten, bei denen die einzelnen Betriebe unterschiedlichen Unternehmungen 
und Branchen angehören, das Ende des dualen Systems industrieller Beziehun-
gen eingeläutet ist, weil sowohl Betriebsratszuständigkeiten, als auch Tarifbin-
dungen prekär werden (Hertwig et al. 2016; Sydow/Wirth 1999).  

Der Themenkomplex „Leiharbeit, Werkverträge und betriebliche Mitbestim-
mung“ fand seither vorwiegend aus der Perspektive der Betriebsräte und Ge-
werkschaften (d.h. expertenorientiert) und im Hinblick auf deren Umgang mit der 
zunehmenden Fragmentierung der Belegschaften Berücksichtigung. Wenig Beach-
tung fand bislang der Blickwinkel der Beschäftigten selber, die sich ebenfalls neu-
en Konstellationen und Anforderungen gegenübersehen. Leih- und Werkver-
tragsarbeitnehmer/-innen arbeiten als externe Beschäftigungskräfte in einem 
„fremden“ Betrieb und sehen sich daher mit zwei Mitbestimmungsarenen konfron-
tiert: In ihrem jeweiligen Entsendebetrieb sind sie – sofern dort ein Betriebsrats-
gremium vorhanden ist – rein rechtlich in die betriebliche Mitbestimmung inte-
griert, allerdings räumlich von dieser entfernt. Im Einsatzbetrieb hingegen sind 
Leiharbeitnehmer/-innen zwar theoretisch in die betriebliche Mitbestimmung inte-
griert und verfügen somit über ein „doppeltes Wahlrecht“ (Wassermann/Rudolph 
2005: 156 f.), können aber nur eingeschränkt daran teilnehmen: Das aktive Wahl-
recht haben sie erst nach drei Monaten; zudem können sie nicht selber für den 
Betriebsrat kandidieren. Werkvertragsarbeitnehmer/-innen hingegen sind im Ein-
satzbetrieb vollständig von der betrieblichen Mitbestimmung ausgeschlossen. 
Brinkmann/Nachtwey (2014: 96) kommen daher zu dem Schluss: „Der Finalbe-
trieb verliert damit seine Funktion als rechte- und gleichheitsabsichernde Instituti-
on für die prekär Beschäftigten.“ 

Wie aber beurteilen die Beschäftigten selber diese „prekäre Demokratie“ 
(ebd.)? Der Grad der Teilhabe an betrieblicher Mitbestimmung ist auch aus dem 
Blickwinkel der Beschäftigten als eine Dimension von Prekarität zu sehen 
(Brinkmann et al. 2006: 18; Promberger 2012: 225), wenn die Beteiligungsmög-
lichkeiten von denen eines sogenannten Normalarbeitsverhältnisses negativ ab-
weichen. Eine wissenschaftliche Untersuchung der Perspektive der Leih- und 
Werkvertragsarbeitnehmer/-innen sowie ihres tatsächlichen Umgangs mit ihrer 
betrieblichen Mitbestimmungssituation ist bislang nicht erfolgt. Damit fehlt ein 
entscheidendes Puzzlestück innerhalb des genannten Forschungsgebiets der 
betrieblichen Mitbestimmung bei Leih- und Werkvertragsarbeit, denn die Be-
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schäftigten sind ebenso wie die Betriebsräte und Geschäftsführungen Teil der 
betrieblichen Arbeitsbeziehungen (Wilkesmann et al. 2011a: 206). Sie sind an 
der Gestaltung der Regulierung von Arbeit „[a]ls politische Wahlbürger, als 
potenzielle Mitglieder oder Nicht-Mitglieder von gewerkschaftlichen Organisa-
tionen, als Teil eines betrieblichen Sozialgefüges“ (Holtrup 2008: 161) durchaus 
beteiligt. Eine Betrachtung des Systems der betrieblichen Mitbestimmung aus 
der Beschäftigtenperspektive ist in Konsequenz notwendig, um den Wandel der 
Arbeitswelt und mögliche Auswirkungen für Beschäftigte, aber auch für die (be-
trieblichen) Interessenvertretungen ganzheitlich zu eruieren.  

Vor diesem Hintergrund ist es Ziel und Gegenstand der vorliegenden Stu-
die, die betriebliche Mitbestimmung bei Leih- und Werkvertragsarbeit aus der 
Perspektive der betroffenen Beschäftigten zu beleuchten. Die Befassung mit 
diesen Aspekten führt zu einer Forschungsfrage, die leitend für das Vorgehen der 
gesamten Studie ist:  

Inwiefern bewerten Leih- und Werkvertragsarbeitnehmer/-innen ihre betriebli-
che Mitbestimmungssituation subjektiv als prekär und wie gehen sie mit der 
Koexistenz zweier Arenen der betrieblichen Mitbestimmung im Einsatz- und 
Entsendebetrieb um?  

Damit sind die folgenden Fragenkomplexe verbunden: 

 Wie werden die bestehenden Mitbestimmungsmöglichkeiten im jeweiligen 
Einsatz- bzw. Entsendebetrieb von den Leih- und Werkvertragsarbeitneh-
mer/-innen wahrgenommen und beurteilt?  

 Welche Handlungskonsequenzen für den jeweiligen Umgang mit ihrer Mit-
bestimmungssituation ergeben sich für die Leih- und Werkvertragsarbeit-
nehmer/-innen? Wird dabei jeweils eine Mitbestimmungsarena durch die 
Beschäftigten bevorzugt, und wenn ja, welche? 

 Durch welche Bedingungen lassen sich die verschiedenen Bewertungen und 
Handlungen der Leih- und Werkvertragsarbeitnehmer/-innen erklären?  

Neben Sekundärliteratur besteht die Datenbasis dieser Studie aus 30 qualitativen, 
problemzentrierten Interviews mit Leih- und Werkvertragsarbeitnehmer/-innen 
aus fünf Einsatzbetrieben der Metall- und Elektroindustrie. Diese wurden im 
Hinblick auf die subjektive Wahrnehmung und Bewertung der individuellen 
Mitbestimmungssituation sowie auf die jeweilige Beteiligung innerhalb der bei-
den Mitbestimmungsarenen ausgewertet und durch die Erstellung von je einer 
Typologie pro Beschäftigungsform systematisiert. Ferner erfolgte eine Identifi-
zierung relevanter Bewertungs- und Handlungsbedingungen, welche die Typen 
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begründen. Dieses Vorgehen ermöglicht, insbesondere jene Faktoren zu ermit-
teln, die mit den spezifischen Beschäftigungsbedingungen von Leih- und Werk-
vertragsarbeit zusammenhängen. Die vorliegende Studie bietet aufgrund der 
subjektorientierten Forschungsperspektive einerseits Einblicke in die Arbeits- 
und Mitbestimmungsrealität von Leih- und Werkvertragsarbeitnehmer/-innen. 
Andererseits bieten die Ergebnisse Anknüpfungspunkte für die Diskussion um 
gesetzliche Reformbedarfe und die (künftigen) Handlungsspielräume der Akteu-
re der betrieblichen Mitbestimmung. 

Die vorliegende Arbeit gliedert sich wie folgt: Im zweiten Kapitel wird zu-
nächst ein Überblick über die beiden Untersuchungsgruppen gegeben, indem die 
rechtlichen Definitionen und die quantitative Entwicklung von Leih- und Werk-
vertragsarbeit vor dem Hintergrund von De- und Re-Regulierung anhand von 
Sekundärliteratur erörtert wird. In Kapitel 3 wird der theoretische und empirische 
Forschungsstand zum Begriff der Prekarität dargestellt. Besondere Berück-
sichtigung finden dabei die bisherigen Erkenntnisse zu Leih- und Werkvertrags-
arbeit als potenziell prekäre Beschäftigungsformen. Nach der Identifizierung der 
Forschungslücke werden in Kapitel 4 die Forschungsfragen konkretisiert und 
handlungstheoretisch eingebettet. Daran schließt die Vorstellung des For-
schungsdesigns und des konkreten methodischen Vorgehens an (Kapitel 5). In 
Kapitel 6 wird analysiert, wie das objektive Prekaritätspotenzial von Leih- und 
Werkvertragsarbeit in Bezug auf die betriebliche Mitbestimmung ausgestaltet ist. 
Dazu wird untersucht, welche Mitbestimmungsbedingungen und -möglichkeiten 
auf Basis gesetzlicher Regelungen für Leih- und Werkvertragsbeschäftigte im 
Vergleich zu Normalarbeitnehmer/-innen bestehen. Die empirische Studie 
schließt sich ab Kapitel 7 an: Die subjektiven Bewertungen sowie die Handlun-
gen der Leih- und Werkvertragsarbeitnehmer/-innen werden anhand von zwei 
Typologien systematisiert und anhand zentraler Bedingungen begründet (Kapitel 
7 und 8). Im neunten Kapitel erfolgen eine Gegenüberstellung der beiden Be-
schäftigtentypologien und eine vergleichende Betrachtung der zugrundeliegen-
den Bedingungen. Schließlich werden in Kapitel 10 die zentralen Ergebnisse 
resümiert, diskutiert und abschließend – auch vor dem Hintergrund weiterer For-
schungsperspektiven – betrachtet.  
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In diesem Kapitel werden zunächst die rechtliche Abgrenzung von Leiharbeit 
und Werkverträgen sowie ihre gesetzlichen und tarifvertraglichen Rahmenbedin-
gungen behandelt, um daran anschließend auf die quantitative Entwicklung und 
mögliche, zugrundeliegenden Faktoren einzugehen.2  

2.1 Rechtliche Abgrenzung der Beschäftigungsformen Leih- und 
Werkvertragsarbeit 

Sowohl Leih-, als auch Werkvertragsarbeit zeichnet sich – im Gegensatz zu 
Standardarbeitsverhältnissen – durch ‚Dreiecksarbeitsverhältnisse‘ aus, bei de-
nen drei Akteure zentral sind: 

Leiharbeit findet statt, wenn ein/e Arbeitnehmer/-in (Leiharbeitnehmer/-in) 
durch ein/e Arbeitgeber-/in (Leiharbeitsfirma) einem Dritten (Einsatz- bzw. Ent-
leihbetrieb) für Arbeitseinsätze überlassen wird. Der/die Leiharbeitnehmer/-in 
steht also bei der Leiharbeitsfirma unter Vertrag, leistet die Arbeit jedoch im 
Entleihbetrieb (Deich 2009: 412 f.). Abbildung 1 verdeutlicht diese Akteursbe-
ziehungen. 

Die in dieser Forschungsarbeit behandelten Werkverträge hingegen beruhen 
auf einem Vertragsverhältnis zwischen einem/einer Auftraggeber/-in (Werkbe-
steller/-in) und einem/einer Auftragnehmer/-in (Werkvertragsunternehmen) über 
die Erstellung eines im Vertrag exakt festgelegten Werkes. Es wird ein konkreter 
Leistungserfolg vereinbart (Deich 2009: 412). In dieser Forschungsarbeit werden 
ausschließlich die sogenannten Onsite-Werkverträge betrachtet, bei denen der 
Werkvertragsabschluss zwischen zwei Unternehmen zustande kommt.3 Diese 
Werkverträge verfügen über vier Merkmale: Erstens erbringt das Werkvertrags-
unternehmen die Werkleistungen im Betrieb bzw. auf dem Betriebsgelände des 
Werkbestellers (d.h. im Einsatzbetrieb). Zweitens gehören die per Werkvertrag 
                                                           
2 Kapitel 2 stellt eine überarbeitete Fassung von Abschnitten meines Beitrages „Herausforderung 

Leiharbeit und Werkverträge“ (Barlen 2014) dar. 
3 Neben dieser Form von Werkverträgen existiert die Auslagerung von Tätigkeiten an natürliche 

Personen, die das Werk im Rahmen einer selbstständigen Tätigkeit erstellen (auch Freelancer 
oder Solo-Selbstständige genannt) (Koch 2012: 9 ff.).  

© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2018
V. Barlen, Zwischen zwei Arenen,
https://doi.org/10.1007/978-3-658-20575-1_2
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vergebenen Leistungen zum Kernbereich der Wertschöpfung bzw. des Betriebs-
zwecks des Werkbestellers. Drittens ist die Werkvertragsbeziehung auf Dauer 
angelegt. Viertens schließlich lässt das Werkvertragsunternehmen das vereinbar-
te Werk von den eigenen Angestellten verrichten (Hertwig et al. 2015a: 458). 
Diese Angestellten werden im Folgenden als Werkvertragsarbeitnehmer/-innen 
bezeichnet. 

 

Abbildung 1: Akteursbeziehungen bei Leiharbeit 
Quelle: Modifizierte Darstellung nach Crimmann et al. (2009: 5).  

Werkvertragsarbeitnehmer/-innen sind im Grunde qua ihres Arbeitsvertrags re-
guläre Arbeitnehmer/-innen, unterscheiden sich von diesen aber aufgrund ihres 
Arbeitsortes im fremden Betrieb. Abbildung 2 stellt die Akteursbeziehungen bei 
Werkverträgen zwischen Unternehmen dar. 

Leiharbeitsfirma Einsatz-/ 
Entleihbetrieb

Leiharbeitnehmer/-in

Arbeitsleistung

Arbeitnehmer-
überlassungsvertrag

Vergütung 

Arbeitsvertrag

Entgelt Weisungs-
befugnis



2.1 Rechtliche Abgrenzung der Beschäftigungsformen Leih- und Werkvertragsarbeit 23 

 
Abbildung 2: Akteursbeziehungen bei Werkvertragsarbeit 
Quelle: Modifizierte Darstellung nach Lorig (2012: 8).  

Ein wesentlicher Unterschied zwischen Leiharbeit und Werkverträgen stellt die 
Organisation des Fremdpersonals im Einsatzbetrieb dar: Bei Abschluss eines 
Werkvertrags obliegt es dem Werkvertragsunternehmen, die Arbeit seines Per-
sonals, den Werkvertragsarbeitnehmer/-innen, im Fremdbetrieb zu organisieren. 
Der/die Werkbesteller/-in kann den Arbeitseinsatz nicht direkt steuern, sondern 
verfügt nur über ein gegenstandsbezogenes Anweisungsrecht, mit dem er die 
Werkleistung mitgestalten kann. Bei der Leiharbeit hingegen liegt das Weisungs-
recht beim Entleihbetrieb: Er kann den Arbeitseinsatz der Leiharbeitnehmer/-
innen wie den des eigenen Personals lenken.  

Eine weitere Differenz zwischen Leih- und Werkvertragsarbeit stellen au-
ßerdem die bereits erwähnten Vertragsziele dar: Bei der Leiharbeit sind diese nur 
unbestimmt festgelegt, also zum Beispiel ‚Mitarbeit im Betrieb XY‘. In Werk-
verträgen hingegen sind das Werkergebnis sowie ein Fertigstellungstermin ver-
einbart. Bis zur Abnahme des Werkes verbleibt jegliches Risiko beim Werkver-
tragsunternehmen (Hamann 2003: 20 ff.).4 
                                                           
4 Neben dem Werkvertrag existiert im Fremdpersonaleinsatz das Modell des Dienstvertrags. 

Dieser verpflichtet zu einer bestimmten Arbeitsleistung; geschuldet ist nur das Wirken, nicht 
aber der Erfolg. Dieser erlangte bisher in der Praxis aber nur eine relativ geringe Bedeutung 
(Hamann 2003). So sind zum Beispiel auch Verträge über die Reinigung von Gebäuden als 
Werkverträge zu qualifizieren, da sie erfolgsbezogen (= Sauberkeit von Räumen oder 
Gebäuden) sind (vgl. LG Köln, Urteil vom 10.01.2012 - 5 O 51/11). Zwischen diesen beiden 

Werkvertrags-
unternehmen

Einsatzbetrieb
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nehmens
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Werkverträge und Leiharbeit sind also rechtlich klar voneinander abgrenz-
bar. In der Diskussion um Leih- und Werkvertragsarbeit fällt jedoch immer wie-
der der Begriff des Scheinwerkvertrags (auch: illegale Arbeitnehmerüberlas-
sung). Dabei werden Tätigkeiten mit Werkverträgen an ein anderes Unternehmen 
vergeben; die Tätigkeit weist aber Merkmale von Leiharbeit auf. Beispiele dafür 
sind eine unpräzise Beschreibung des Werkes im Vertrag oder die Erledigung 
bestimmter betrieblicher Aufgaben von Fremd- und Eigenpersonal. Zur Beurtei-
lung, ob es sich um ‚echte‘ Werkverträge oder um Scheinwerkverträge handelt, 
reicht jedoch ein einzelnes Kriterium nicht aus. Stattdessen ist das ganze Ver-
tragsverhältnis sowie die Praxis im Betrieb zu betrachten (Deich 2009: 413 f.). 
Für Betriebsräte im Einsatzbetrieb ist es daher in der Praxis schwierig, Leih- und 
Werkvertragsarbeit voneinander abzugrenzen und gegebenenfalls Scheinwerk-
verträge zu identifizieren (vgl. z. B. IG Metall Vorstand 2012: 43 ff.; Lorig 2012: 
19 f.)  

In den hier betrachteten Formen haben Leih- und Werkvertragsarbeit aller-
dings die „heterogene Betriebs- und Unternehmenszugehörigkeit“ (Promberger 
2006: 5) gemeinsam: Die Arbeitsleistung wird als externe Arbeitskraft für das 
jeweilige Entleih- bzw. Werkbestellerunternehmen erbracht. Die Beschäftigten 
gehören aber formal dem Verleih-/Werkvertragsunternehmen an, das auch für 
ihre Entlohnung zuständig ist. Leiharbeitnehmer/-innen sind somit „Diener zwei-
er Herren“ (Wassermann 2005: 23), weil ihr Arbeitsvertrag mit dem Verleih-
unternehmen geschlossen ist, das Weisungsrecht hingegen vom Entleihbetrieb 
übernommen wird und dieser die wichtigen Entscheidungen bzgl. Art, Umfang, 
Ort und Dauer der Arbeitsleistung trifft. Die Rolle des Arbeitgebers wird gegen-
über den Leiharbeitnehmer/-innen also zumindest teilweise vom Entleihbetrieb 
übernommen. Für Werkvertragsarbeitnehmer/-innen gilt dies aufgrund der Wei-
sungsbefugnis nicht – das Weisungsrecht und die komplette Organisation der 
Arbeit sind klar dem Werkvertragsunternehmen zugeordnet (Deich 2009: 412 f.). 
Eben diese klaren Grenzziehungen werden bei einem Vorliegen von Schein-
werkverträgen umgangen.  
  

                                                                                                                                   
Vertragsformen bestehen aber Überschneidungsbereiche, die im Folgenden nicht weiter 
behandelt werden können und sollen.  
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2.2 Entwicklung der Leih- und Werkvertragsarbeit vor dem 
Hintergrund von De- und (Re-)Regulierung 

Entwicklung der Leih- und Werkvertragsarbeit 

Neben diversen Gesetzesreformen und ausgehandelten Tarifverträgen hat die 
Durchsetzung des Arbeitsrechts durch die Arbeitsgerichtsbarkeit5 in der Vergan-
genheit mehrfach Einfluss auf die Gestaltung von Leiharbeit genommen. Im 
folgenden Unterkapitel werden die gesetzlichen und tarifvertraglichen Rahmen-
bedingungen von Leih- und Werkvertragsarbeit dargestellt, um daran anschlie-
ßend vor diesem Hintergrund ihre quantitative Entwicklung zu diskutieren. 

2.2.1 Gesetzliche Rahmenbedingungen 

Werkverträge sind im Bürgerlichen Gesetzbuch (§§ 631 - 651 BGB) geregelt 
und erfuhren diesbezüglich bisher keinerlei gesetzliche Reformen. Die Werkver-
tragsarbeitnehmer/-innen sind Beschäftige des jeweiligen Werkvertragsunter-
nehmens; für sie gilt das allgemeine deutsche Arbeitsrecht beziehungsweise die 
tarifvertraglichen Regelungen der jeweiligen Branche oder des jeweiligen Unter-
nehmens.  

Leiharbeit verfügt im Gegensatz dazu über eine lange Regulierungsge-
schichte: Sie ist in der Bundesrepublik Deutschland im Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetz (AÜG) vom 7.8.1972 geregelt. Die ‚Urform‘ des AÜG umfasste den 
Schutz der Leiharbeitnehmer/-innen durch Befristungs-, Wiedereinstellungs- und 
Synchronisationsverbote6 einerseits sowie den Schutz der Stammbelegschaften 
durch eine vorgegebene Überlassungshöchstdauer von drei Monaten anderer-
seits. Seit 1972 ist das AÜG, aber auch das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG), 
mehrfach modifiziert worden. Folgende Tabelle gibt eine Übersicht über die 
wichtigsten Reformen seit Anfang der 1980er Jahre. 

5 Die Arbeitsgerichtsbarkeit besteht aus den Arbeitsgerichten, den Landes- und Bundesarbeits-
gerichten, die u.a. in Streitigkeiten des kollektiven wie des individuellen Arbeitsrechts ent-
scheiden (Keller 1991: 38; Müller-Jentsch 1986: 253), 

6 Das Befristungsverbot macht eine wiederholte Befristung einer Leiharbeitsbeschäftigung 
unzulässig, sofern kein sachlicher Grund für die Befristung vorliegt. Das Wiedereinstellungs-
verbot schließt die Wiedereinstellung eines/r Leiharbeiters bzw. Leiharbeiterin durch denselben 
Verleiher innerhalb drei Monate nach Kündigung des Arbeitsverhältnisses aus. Das Synchroni-
sationsverbot beinhaltet, dass sich die Dauer des Leiharbeitsverhältnisses nicht auf einen Ent-
leiheinsatz beschränken darf (Antoni/Jahn 2006: 2). 



Ta
be

lle
 1

: 
Re

ch
tli

ch
e 

Ä
nd

er
un

ge
n 

in
 d

er
 L

ei
ha

rb
ei

t 
A

b 
1.

1.
19

82
 

V
er

bo
t d

er
 A

rb
ei

tn
eh

m
er

üb
er

la
ss

un
g 

im
 B

au
ha

up
tg

ew
er

be
 

A
b 

1.
5.

19
85

 
Be

sc
hä

fti
gu

ng
sfö

rd
er

un
gs

ge
se

tz 
V

er
lä

ng
er

un
g 

de
r Ü

be
rla

ss
un

gs
hö

ch
std

au
er

 v
on

 3
 a

uf
 6

 
M

on
at

e 
bi

s 3
1.

12
.1

98
9 

V
er

lä
ng

er
un

g 
de

r R
eg

el
un

g 
zu

m
 1

.5
.1

99
0 

bi
s 3

1.
12

.1
99

5 

A
b 

1.
1.

19
94

 
V

er
lä

ng
er

un
g 

de
r Ü

be
rla

ss
un

gs
hö

ch
std

au
er

 v
on

 6
 a

uf
 9

 
M

on
at

e 
bi

s 3
1.

12
.2

00
0 

A
uf

he
bu

ng
 d

es
 S

yn
ch

ro
ni

sa
tio

ns
ve

rb
ot

s f
ür

 v
on

 d
er

 B
A

 z
ug

e-
w

ie
se

ne
 sc

hw
er

 v
er

m
itt

el
ba

re
 A

rb
ei

ts
lo

se
 

A
b 

1.
4.

19
97

 
V

er
lä

ng
er

un
g 

de
r 

Ü
be

rla
ss

un
gs

hö
ch

st-
da

ue
r v

on
 9

 a
uf

 1
2 

M
on

at
e 

Zu
la

ss
un

g 
de

r S
yn

ch
ro

ni
sa

-
tio

n 
vo

n 
Er

ste
in

sa
tz

 u
nd

 A
r-

be
its

ve
rtr

ag
 b

ei
m

 e
rs

tm
al

ig
en

 
V

er
le

ih
 

Er
la

ub
ni

s e
in

m
al

ig
er

 B
e-

fri
stu

ng
 o

hn
e 

sa
ch

lic
he

n 
G

ru
nd

 

W
ie

de
rh

ol
te

 Z
ul

as
su

ng
 lü

ck
en

lo
s 

au
fe

in
an

de
r f

ol
ge

nd
er

 B
ef

ris
tu

n-
ge

n 
m

it 
de

m
se

lb
en

 L
ei

ha
rb

ei
t-

ne
hm

er
 b

zw
. d

er
se

lb
en

 L
ei

ha
r-

be
itn

eh
m

er
in

 
A

b 
28

.7
.2

00
1 

Re
fo

rm
 d

es
 B

et
ri

eb
sv

er
fa

ss
un

gs
ge

se
tze

s 
W

ah
lb

er
ec

ht
ig

un
g 

vo
n 

Le
ih

ar
be

itn
eh

m
er

/-i
nn

en
 b

ei
 B

et
rie

bs
ra

tsw
ah

le
n 

A
b 

1.
1.

20
02

 
Jo

b-
AQ

TI
V-

G
es

et
z z

ur
 R

ef
or

m
 d

er
 a

rb
ei

ts
m

ar
kt

po
lit

is
ch

en
 In

st
ru

m
en

te
 

V
er

lä
ng

er
un

g 
de

r Ü
be

rla
ss

un
gs

hö
ch

std
au

er
 v

on
 1

2 
au

f 
24

 M
on

at
e 

G
le

ic
hb

eh
an

dl
un

gs
gr

un
ds

at
z 

na
ch

 1
2 

M
on

at
en

 

A
b 

1.
1.

20
03

 
Er

st
es

 G
es

et
z f

ür
 m

od
er

ne
 D

ie
ns

tle
is

tu
ng

en
 a

m
 A

rb
ei

ts
m

ar
kt

 

W
eg

fa
ll 

de
s S

yn
ch

ro
ni

sa
tio

ns
- u

nd
 W

ie
de

r-
ei

ns
te

llu
ng

sv
er

bo
ts 

un
d 

de
r Ü

be
rla

ss
un

gs
hö

ch
std

au
er

 

Lo
ck

er
un

g 
de

s E
nt

le
ih

-
ve

rb
ot

es
 im

 B
au

ha
up

tg
e-

w
er

be
 

G
le

ic
hb

eh
an

dl
un

gs
gr

un
ds

at
z 

so
fe

rn
 k

ei
ne

 a
bw

ei
ch

en
de

n 
Ta

rif
ve

re
in

ba
ru

ng
en

 
A

b 
1.

2.
20

09
 

G
es

et
z z

ur
 S

ic
he

ru
ng

 v
on

 B
es

ch
äf

tig
un

g 
un

d 
St

ab
ili

tä
t 

M
ög

lic
hk

ei
t d

er
 In

an
sp

ru
ch

na
hm

e 
vo

n 
K

ur
za

rb
ei

t i
n 

de
r L

ei
ha

rb
ei

t (
gü

lti
g 

bi
s E

nd
e 

20
12

) 

26 2 Die Untersuchungsgruppe der Leih- und Werkvertragsarbeitnehmer/innen 



A
b 

1.
12

.2
01

1 
Eu

ro
pä

is
ch

e 
Ri

ch
tli

ni
e 

üb
er

 L
ei

ha
rb

ei
t (

um
ge

se
tz

t a
ls

 E
rs

te
s G

es
et

z z
ur

 Ä
nd

er
un

g 
de

s A
rb

ei
tn

eh
m

er
üb

er
la

ss
un

gs
ge

se
tz

es
 

– 
Ve

rh
in

de
ru

ng
 v

on
 M

is
sb

ra
uc

h 
de

r A
rb

ei
tn

eh
m

er
üb

er
la

ss
un

g)

In
fo

rm
at

io
ns

pf
lic

ht
 

de
s E

nt
le

ih
er

s ü
be

r 
fre

ie
 A

rb
ei

tsp
lä

tz
e 

G
le

ic
hb

er
ec

ht
ig

te
r 

Zu
ga

ng
 z

u 
G

e-
m

ei
ns

ch
af

t-
se

in
ric

ht
un

ge
n 

D
re

ht
ür

-
kl

au
se

l 

V
or

üb
er

ge
he

nd
er

 E
in

sa
tz

 
vo

n 
Le

ih
ar

be
itn

eh
m

er
/-

in
ne

n 

M
ög

lic
hk

ei
t d

er
 F

es
t-

se
tz

un
g 

ei
ne

r L
oh

nu
n-

te
rg

re
nz

e 

A
b 

1.
1.

20
12

 
Ve

ro
rd

nu
ng

 ü
be

r e
in

e 
Lo

hn
un

te
rg

re
nz

e 
in

 d
er

 A
rb

ei
tn

eh
m

er
üb

er
la

ss
un

g 
Ei

nf
üh

ru
ng

 e
in

es
 M

in
de

stl
oh

ns
 m

it 
O

st-
/W

es
t-D

iff
er

en
zi

er
un

g 
un

d 
stu

fe
nw

ei
se

r E
rh

öh
un

g 
(z

un
äc

hs
t v

er
ei

nb
ar

t b
is 

zu
m

 
31

.1
2.

20
19

)  
A

b 
1.

4.
20

17
 

G
es

et
z z

ur
 Ä

nd
er

un
g 

de
s A

rb
ei

tn
eh

m
er

üb
er

la
ss

un
gs

ge
se

tz
es

 u
nd

 a
nd

er
er

 G
es

et
ze

 
Ei

nf
üh

ru
ng

 
ei

ne
r Ü

be
rla

s-
su

ng
s-

hö
ch

std
au

er
 

vo
n 

18
 M

on
a-

te
n 

G
le

ic
hs

te
llu

ng
 sp

ät
es

te
ns

 
na

ch
 9

 M
on

at
en

 h
in

sic
ht

-
lic

h 
de

s A
rb

ei
tse

nt
ge

lts
 

m
it 

St
am

m
ar

be
itn

eh
m

er
/-

in
ne

n 
(E

qu
al

 P
ay

) 

ke
in

 E
in

sa
tz

 v
on

 L
ei

ha
r-

be
itn

eh
m

er
/-i

nn
en

 a
ls 

St
re

ik
br

ec
he

r/-
in

ne
n 

Be
rü

ck
sic

ht
ig

un
g 

vo
n 

Le
ih

ar
be

itn
eh

m
er

/-i
nn

en
 

be
i d

er
 B

er
ec

hn
un

g 
vo

n 
Sc

hw
el

le
nw

er
te

n 

D
ef

in
ito

ris
ch

e 
A

bg
re

nz
un

g 
vo

n 
Le

ih
- u

nd
 

W
er

kv
er

tra
gs

-
ar

be
it 

Q
ue

lle
n:

 E
ig

en
e 

D
ar

ste
llu

ng
 n

ac
h 

St
at

ist
ik

 d
er

 B
un

de
sa

ge
nt

ur
 fü

r A
rb

ei
t (

20
13

d:
 5

) m
it 

Er
gä

nz
un

ge
n 

na
ch

 B
M

A
S 

(2
1.

03
.2

01
4;

 2
6.

05
.2

01
7)

 u
nd

 
Re

ic
ho

ld
 (2

00
1:

 8
61

) 

2.2 Entwicklung der Leih- und Werkvertragsarbeit 27 



28 2 Die Untersuchungsgruppe der Leih- und Werkvertragsarbeitnehmer/innen 

Einschneidend sind die Reformen des AÜG aus den Jahren 1997, 2002 und 
2003, bei denen die vorher geltenden, oben genannten Verbote deutlich gelockert 
bzw. abgeschafft wurden.  

Im Rahmen des Job-AQTIV-Gesetzes zur Reform der arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumente (2002) wurde darüber hinaus der Gleichstellungsgrundsatz 
eingeführt. Dieser besagt, dass Leiharbeitnehmer/-innen ab dem dreizehnten 
Monat ihrer Tätigkeit im selben Entleihunternehmen für denselben Lohn sowie 
unter denselben Arbeitsbedingungen wie die Festangestellten arbeiten müssen 
(equal pay/equal treatment-Prinzip). Seit dem Ersten Gesetz für moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt (2003) ist der Gleichstellungsgrundsatz vom ersten 
Tag des Verleihs an einzuhalten, sofern kein Branchentarifvertrag angewandt 
wird. Infolge dieser Gesetzesänderung wurde eine Vielzahl von Tarifverträgen 
abgeschlossen, die Arbeitsbedingungen und -lohn regeln und die den Leihar-
beitsfirmen eine Abweichung vom Gleichstellungsgrundsatz ermöglichen (Anto-
ni/Jahn 2006: 2 f.; siehe auch Kapitel 2.2.2).  

Seit 2011 ist eine Kehrtwende hin zu einer stärkeren gesetzlichen Regulie-
rung der Leiharbeit zu beobachten: Mit der Umsetzung der Europäischen Richtli-
nie über Leiharbeit wurden die Rechte der Leiharbeitnehmer/-innen im AÜG da-
hingehend gestärkt, dass in den Einsatzbetrieben eine Informationspflicht über 
freie Arbeitsplätze besteht. Zweck dieser Reform ist die Unterstützung des Über-
gangs von Leiharbeitnehmer/-innen in die Stammbelegschaft. Außerdem sind 
Leiharbeitskräfte von nun an per Gesetz hinsichtlich des Zugangs zu Gemein-
schaftseinrichtungen und -diensten im Einsatzunternehmen den Stammbeschäftigten 
gleichgestellt. Die Möglichkeit, zuvor arbeitslose Leiharbeitnehmer/-innen für sechs 
Wochen zu einem Gehalt zu beschäftigten, das dem zuletzt gezahlten Ar-
beitslosengeld entspricht, wurde gestrichen. Schließlich beinhaltet die Änderung 
des AÜG die sogenannte Drehtürklausel: Seitdem ist es nicht mehr möglich, 
Arbeitnehmer/-innen zu entlassen und diese anschließend innerhalb von sechs 
Monaten als Leiharbeitskräfte im gleichen Betrieb – aber zu schlechteren Ar-
beitsbedingungen – einzusetzen. Sie haben dann laut Klausel einen Anspruch auf 
Equal Pay (BGBl. I 2011; BT-Drs. 17/4804 2011).  

Zusätzlich zu diesen Reformen des AÜG und dem 2012 eingeführten Min-
destlohn wurde das BetrVG mehrfach novelliert: Seit 2001 sind darin diverse 
Informations- und Mitwirkungsrechte des Betriebsrats hinsichtlich Leiharbeit 
verankert; außerdem haben Leiharbeitnehmer/-innen seitdem ein aktives Wahl-
recht bei Betriebsratswahlen (Priebe 2012: 6 f.).7 Das Bundesarbeitsgericht ent-
schied darüber hinaus mit einem Urteil, dass Leiharbeitskräfte bei der Berech-
                                                           
7 Die Teilnahme an den Wahlen ist zulässig, sofern die Leiharbeitnehmer/-innen länger als drei 

Monate im Betrieb eingesetzt sind. Dabei ist nicht der tatsächliche Einsatz maßgeblich, son-
dern die geplante Dauer des Einsatzes (Priebe 2012: 6 f.).  
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nung der Betriebsratsgröße eines Entleihbetriebes mitgezählt werden müssen 
(BAG Beschluss vom 13.3.2013, 7 ABR 69/11; vgl. Haufe Online 13.03.2013). 
Auf die Gesetzgebung in Bezug auf die betriebliche Mitbestimmung wird in 
Kapitel 6 gesondert eingegangen. 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und 
anderer Gesetze wurden 2017 überdies weitere Regulierungen von Leih- und 
Werkvertragsarbeit eingeführt. Das Gesetz sieht für Leiharbeit erstens die Ein-
führung einer Equal Pay-Regelung nach neun Monaten vor. Abweichungen da-
von sind jedoch in Form von (Branchen-) Zuschlagstarifverträgen möglich. 
Zweitens wurde eine Überlassungshöchstdauer von 18 Monaten eingeführt. 
Auch diesbezüglich können in einem Tarifvertrag der Einsatzbranche abwie-
chende Regelungen vereinbart werden. Drittens wurde mit Inkrafttreten des Ge-
setzes der Einsatz von Leiharbeitskräften als Streikbrecher/-innen untersagt. Für 
Werkverträge ist zudem die gesetzliche Klarstellung der Informationsrechte von 
Betriebsräten in Einsatzbetrieben festgeschrieben. Arbeitgeber/-innen wird au-
ßerdem die Möglichkeit entzogen, verdeckte Arbeitnehmerüberlassung (sog. 
Scheinwerkverträge) nachträglich durch die Vorlage einer Verleiherlaubnis als 
Leiharbeit zu deklarieren und damit zu legalisieren.  

Aktuell (Stand: August 2017) gilt für Leiharbeitnehmer/-innen folglich das 
equal pay/ equal treatment-Prinzip (sofern kein Branchentarifvertrag angewandt 
wird), eine Informationspflicht über freie Arbeitsplätze im Einsatzbetrieb, der 
gleichberechtigte Zugang zu Gemeinschaftseinrichtungen und -diensten im Ein-
satzunternehmen sowie die Lohnuntergrenze. Dazu kommen diverse Regelungen 
in Bezug auf die betriebliche Mitbestimmung, die in Kapitel 6 näher behandelt 
werden. Es existiert ferner eine gesetzliche Überlassungshöchstdauer von 18 
Monaten (Ausnahmen möglich bei anderslautenden Tarifverträgen); es ist außer-
dem festgelegt, dass ein Leiharbeitseinsatz nur vorübergehend und nicht unter 
den genannten Bedingungen der Drehtürklausel erfolgen darf.  

Da die empirische Erhebung der vorliegenden Forschungsarbeit bereits 
2014/2015 erfolgte, gelten für die zum Sample gehörenden Leiharbeitnehmer/-in-
nen entsprechend noch nicht die Änderungen durch das Gesetz zur Änderung des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und anderer Gesetze.  

2.2.2 Tarifvertragliche Regelungen 

Der erste Tarifvertrag in der Leiharbeitsbranche wurde 2002/2003 abgeschlos-
sen. Die damalige Reform des AÜG im Zuge des Ersten Gesetzes für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt erwies sich als Impulsgeber für die Tarifpar-
teien, da der damit eingeführte Gleichstellungsgrundsatz hinfällig wird, wenn ein 
Tarifvertrag besteht (Wassermann/Rudolph 2005: 179). Vor der Inkraftsetzung 
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dieses Prinzips gab es in Deutschland kaum Unternehmen mit Tarifvertrag in der 
Leiharbeitsbranche (Weinkopf/Vanselow 2008: 8 f.). Im Jahre 2010 waren dann 
bereits 72% aller Betriebe des Wirtschaftszweiges ‚Vermittlung und Überlassung 
von Arbeitskräften‘ an einen Branchen- oder Firmentarifvertrag gebunden 
(Statistisches Bundesamt 2013: 11). 

Aktuell existieren – neben Haus- und Änderungstarifverträgen – zwei Flä-
chentarifverträge in der Leiharbeitsbranche.8 2006 vereinbarte die DGB-Tarifge-
meinschaft gemeinsam mit den damaligen Arbeitgeberverbänden der Leiharbeits-
branche zudem einen tariflichen Mindestlohn, der 2012 in das AÜG aufgenommen 
wurde (Meyer 2013: 375 ff.). Als bahnbrechend gilt jedoch der von der IG Metall 
2012 verhandelte Pilotabschluss über Branchenzuschläge in der Metall- und Elekt-
roindustrie. Danach haben Leiharbeitnehmer/-innen zusätzlich zum tariflich festge-
legten Entgelt einen Anspruch auf eine Zuschlagszahlung, die sich aus der je-
weiligen Einsatzdauer errechnet (WSI-Tarifarchiv 2013: 8). Zugleich konnten in 
einem weiteren Tarifvertrag mehr Rechte für die Betriebsräte in den Entleihbetrie-
ben sowie eine Übernahmeregelung für Leiharbeitnehmer/-innen der Metall- und 
Elektroindustrie ausgehandelt werden (Bispinck 2013: 19 ff.). 

Vor dem Hintergrund des Inkrafttretens des Gesetzes zur Änderung des Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetzes und anderer Gesetze wurden jüngst neue tarifli-
che Vereinbarungen zwischen den Tarifvertragsparteien der Metall- und Elektro-
industrie getroffen. Den Betriebsparteien im Einsatzbetrieb wird es durch den 
veränderten Tarifvertrag ermöglicht, in einer Betriebsvereinbarung die Überlas-
sungshöchstdauer auf bis zu 48 Monaten zu erhöhen. Gilt keine Betriebsverein-
barung, muss der/die Arbeitgeber/-in den Leiharbeitnehmer/-innen nach 24 Mo-
naten die Übernahme in den Einsatzbetrieb anbieten. Darüber hinaus wurde eine 
neue Stufe der Branchenzuschläge eingeführt, die ab dem 15. Einsatzmonat 
greift. Mit einem Zuschlag von 65% soll damit ein Lohn gezahlt werden, der 
gleichwertig mit dem Entgelt in der Metall- und Elektroindustrie ist (IG Metall 
13.05.2017).  

Für Werkverträge existieren hingegen keine speziellen Flächen- bzw. Bran-
chentarifverträge. Anders als Leiharbeit stellt Werkvertragsarbeit keinen eigen-
ständigen Wirtschaftszweig dar, so dass zugleich kein branchenspezifischer 
Arbeitgeberverband als potenzieller Tarifpartner der IG Metall bzw. der DGB-
Tarifgemeinschaft existiert. Das Prinzip der Tarifeinheit („Ein Betrieb – eine Ge-
werkschaft“) wird im Falle der Werkverträge folglich dadurch aufgehoben, dass 
sich Kernbelegschaften im Geltungsbereich der Branchentarifverträge der Me-
tall- und Elektroindustrie wiederfinden, für die Werkvertragsbeschäftigten aller-

                                                           
8 Diese bestehen zwischen DGB / Bundesarbeitgeberverband der Personaldienstleister (BAP) 

und DGB / Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen e.V. (iGZ). 


